
234 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXX 1984, mit 
dem das Mutterschutzgesetz 1979 geändert 

. wird ' 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBI. Nr. 221, in 
der Fassung der Kundmachungen BGBI.· 
Nr. 409/1980 und 577/1980 wird wie folgt geän­
dert: 

1. Im § 6 Abs. 3 erster Satz sind die Worte 
"Gast- und Schankgewerbe und im Beherbergungs­
wesen" durch das Wort "Gastgewerbe" zu erset­
zen. 

2. § 7 Abs. 2 bis 4 haben zu lauten: 

,,(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt nicht 
1. für die Beschäftigung bei MusikauJführungen, 

Theatervorstellungen, öffentlichen Schaustel­
lungen, Darbietungen, Lustbarkeiten, Film­
aufnahmen, im Gastgewerbe und in Betrie­
ben, in denen ununterbrochen mit Schicht­
wechsel gearbeitet wird, im Rahmen der sonst 
zulässigen Sonn- und Feiertagsarbeit:; 

2. für die Beschäftigung in Betrieben, für die 
Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen ist, 
wenn die' wöchentliche Ruhezeit für die 
gesamte Belegschaft auf einen bestimmten 
Werktag fällt; 

3. für die Beschäftigung in Betrieben, für' die 
Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen ist, 

wenn im Betrieb insgesamt nicht mehr als fünf 
Dienstnehmer regelmäßig beschäftigt sind 
und außer der werdenden oder stillenden 
Mutter nur noch ein Dienstnehmer beS"chäf­
tigt ist, der eine gleichartige Beschäftigung 
ausüben kann. 

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann das 
Arbeitsinspektorat im Einzelfall weitere Ausnah­
men bewilligen, wenn dies. aus betrieblichen Grün­
den unerläßlich ist. , 

(4) Die Dienstnehmerin hat in der auf die Sonn-' 
tagsarbeit folgenden Kalenderwoche Anspruch auf 
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
36 Stunden (Wochenruhe), in der auf die Feiertags­
arbeit folgenden Woche Anspruch auf eine unun­
terbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden 
'im Anschluß an eine Nachtruhe. Die Ruhezeit hat 
einen ,ganzen Wochentag einzuschließen. Während 
dieser Ruhezeit darf die Dienstnehmerin nicht 

. beschäftigt werden." 

3. Der bisherige Abs.4 des § 7 erhält ,die 
Bezeichnung Abs. 5. 

Artikel 11 

Inkrafttreten und Vollziehung 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1984 in 
Kraft. 

(2) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes richtet sich nach § 39. 
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2 234 der Beilagen 

VORBLATT 

Problem und Ziel: 

Anpassung der Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes über die Ruhezeit bei Sonn- und Feiertags­
arbeit an das ArbeitsruhegesNz. 

Inhalt: 

Der vorliegende Entwurf einer Novelle zum Mutterschutzgesetz sieht eine mindestens 36stündige 
wöchentliche Ruhezeit bei Sonntagsarbeit und eine ununterbrochene Ruhezeit von 24 Stunden bei Feier­
tagsarbeit vor. 

Alternativen: 

. Keine. 

Kosten: 

Die Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes über Sonn- und Feiertagsarbeit gelten auch für Bundes­
bedienstete. Die vorgesehenen Regelungen über die Ruhezeit bei ausnahmsweise gestatteter Sonn- und 
Feiertagsarbeit können zwar in Einzelfällen eine Änderung der Diensteinteilung erforderlich machen, dem 
Bund erwachsen jedoch aus dieser Regelung keine Kosten. 
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234 der Beilagen 3 

Erläuterungen 
I. Allgemeiner Teil 

Das Arbeitsruhegesetz, BGBL Nr.144/1983, 
sieht eine 36stündige Wochenendruhe vor, in die 
der Sonntag zu fallen hat. Wird während des 
Wochenendes Arbeit geleistet, so tritt an Stelle der 
Wochenendruhe eine 36stündige Wochenruhe. 

Das Mutterschutzgesetz verbietet die Beschäfti­
gung werdender und stillender Mütter an Sonn­
und Feiertagen. Ausnahmen sind' nur gestattet, 
soweit sie sich aus § 7 Abs. 2 und 3 ergeben. Wei­
tergehende Ausnahmen anderer Gesetze, etwa des 
Arbeitsruhegesetzes, sind daher auf werdende und 
stillende Mütter nicht anwendbar, einschränkende 
Ausnahmen anderer Gesetze werden nicht berührt 
(§ 7 Abs. 4 alt). 

Der vorliegende Gesetzentwurf paßt die Bestim­
mungen über die Ruhezeit bei ausnahmsweise 
gestatteter Sonn- und Feiertagsarbeit den Vor­
schriften des Arbeitsruhegesetzes an. Der Dienst­
nehmerin ist' in der der Sonntags arbeit folgenden 
Kalenderwoche eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 36 Stunden und in der der Feier­
tagsarbeit folgenden Woche eine ununterbrochene 
Ruhezeit von mindestens 24 Stunden im Anschluß 
an eine Nachtruhe zu gewähren. Diese Regelung 
gilt auch für jene Dienstnehmerinnen, die nicht 
vom Geltungsbereich des Arbeitsruhegesetzes 
erfaßt sind. ' 

Außerdem verbietet der vorliegende Entwurf die 
Heranziehung der Dienstnehmerin zu Arbeiten 
während der Ruhezeit. Die vorliegende Novelle 
zum Mutterschutzgesetz soll gleichzeitig mit dem 
Arbeitsruhegesetz am 1. Juli 1984 in Kraft treten. 

Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus 
Art. 10 Abs. 1 Z 11 und 16, Art. 14 Abs. 2, Art. 14 a 
Abs.3 lit. b und Art. 21 Abs.2 B-VG. 

11. Besonderer Teil 

ZuZl (§6 A.bs. 3): 

Diese Bestimmung enthält eine terminologische 
Anpassung an die Gewerbeordnung. 

Zu Z 2 (§ 7 Abs. 2 bis 4): 

für bestimmte Beschäftigungen und Betriebe (Z 1) 
und für jene Betriebe mit höchstens fünf Beschäf­
tigten, für die Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen 
ist (zB nach dem Arbeitsruhegesetz), wenn höch­
stens ein anderer Dienstnehmer die gesch4tzte 
Dienstnehmerin ersetzen kann (Z 3). Z 2 sieht wie 
bisher eine Ausnahme für Betriebe vor, für die 
Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen ist, wenn 
deren wöchentliche Ruhezeit für die gesamte 
Belegschaft auf einen bestimq1ten Werktag fällt. 
Solche Betriebe, die regelmäßig an Sonntagen 
arbeiten, dafür aber regelmäßig an einem bestimm­
ten Werktag geschlossen halten, sind ua. Kondito­
reien - soweit sie nicht unter Z 1 fallen -, Sau­
nen, Bäder und ähnliches. 

Der vorliegende Entwurf sieht keine Änderung 
) 

hinsichtlich des Umfanges dieser Ausnahmen vor. 

In § 7 Abs. 2 Z 1 wird ebenfalls. in Anpassung an 
die Gewerbeordnung der Begriff "Gast-, Schank­
und Beherbergungsgewerbe" durch "Gastgewerbe" 
ersetzt. 

In Z 2 wird der Begriff "Ersatzruhetag" durch 
"wöchentliche Ruhezeit" ersetzt, um klarzustellen, 
daß darunter nicht die Ersatzruhe im Sinne des § 6 
ARG zu verstehen ist. Wird die Dienstnehmerin in 
Betrieben im Sinne der Z 2 an Sonntagen beschäf­
tigt, hat sie gern. § 7 Abs. 4 Anspruch auf eine min­
destens 36stündige ununterbrochene Ruhezeit in 
der der Sonntags arbeit folgenden Kalenderwoche. 

Nach der derzeit geltenden Regelung werden die 
Ausnahmen gemäß § 7 Abs. 2 Z 1 und 3 sowie 
Abs.3 nur wirksam, wenn in der 'der Sonn- und 
Feiertagsarbeit folgenden Woche eine Ruhezeit 
gewährt wird. Der vorliegende Entwurf geht von 
dieser im' nachhinein zu erfüllenden Bedingung für 
die Zulässigkeit von Sonn- und Feiertagsarbeit ab 
und normiert in Anpassung an das System des 
Arbeitsruhegesetzes im nunmehrigen § 7 Abs.4 
einen Anspruch der Dienstnehmerin auf Ruhezeit. 

§ 7 Abs. 3 enthält weiterhin eine individuelle 
Ausnahme vom Verbot der Sonn- und Feiertagsar­
beit für bestimmte Beschäftigungen und Betriebe 
durch vorherige Bewilligung des Arbeitsinspektora­
tes. 

§ 7 Abs. 2 sieht generelle Ausnahmen vom Ver- , § 7 Abs. 4 legt einen Anspruch auf ununterbro-' 
bot der Sonn- und Feiertagsarbeit vor, lind zwar chene Ruhezeit fest. Die Ruhezeit gebührt bei 
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4 234 der Beilagen 

Sonn- und Feiertagsarbeit nach § 7 Abs. 2 Z 1 bis 3 
und nach § 7 Abs. 3. Die derzeit geltende Regelung 
des § 7 Abs. 2 und 3 unterscheidet nicht zwischen 
den Voraussetzungen von Sonn-und Feiertagsar­
beit. Die generellen Ausnahmen nach Abs. 2 Z 1 
und 3 setzen voraus, daß der Dienstnehmerin in der 
der Sonn- und Feiertagsarbeit folgenden Woche 
eine ununterbrochene Ruhezeit von 24 Stunden im 
Anschluß an eine Nachtruhe gewährt wird. Da die 
Nachtruhe gemäß § 6 MSchG zumindest 11 Stun­
den dauern muß, ergibt sich eine. Gesamtruhezeit 
von mindestens 35 Stunden. In Anpassung an das 
Arbeitsruhegesetz sieht Abs. 4 Satz 1 des Entwurfes 
eine Unterscheidung zwischen den Ruhezeiten bei 
Sonntagsarbeit und bei Feiertagsarbeit vor. 

Das ARG legt bei Sonntagsarbeit eine minde­
stens 36stündige ununterbrochene Ruhezeit fest. 
Der 1. Halbsati des § 7 ,Abs. 4 sieht vor, daß der 
Dienstnehmerin eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 36 Stunden gewährt werden muß. 
Dies entspricht der Wochenruhe des ARG (~2 
Abs. 1 Z 2 ARG).' 

Das Arbeitsruhegesetz sieht die Möglichkeit vor, 
für Arbeit an FeiertagenZeitausgleich zu vereinba­
ren. Der Zeitausgleich muß mindestens einen 
Kalendenag oder 36 Stunden umfassen (§ 7 Abs . .6 
ARG). Das Mutterschutzgesetz hat schon bisher 
einen Zeitausgleich bei Feiertagsarbeit zwingend 
vorgeschrieben (eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 24 Stunden im Anschluß an eine 
Nachtruhe). Diese Regelung.wird beibehalten. Der 

für Feiertagsarb~it gebührende Zeitausgleich ist in 
der der Feiertagsarbeit folgenden Woche zu 
gewähren. Als Woche gilt nicht die Kalenderwo­
che, sondern der Zeitraum von 7 aufeinanderfol- . 
genden Tagen. 

Der 2. Satz des Abs. 4 bestimmt, daß die Ruhe­
zeit einen ganzen Wochentag einschließen muß. 
Diese Bestimmung entspricht § 4 letzter Satz des 
Arbeitsruhegesetzes. Da werdende und stillende 
Mütter in der Zeit von 20 Uhr (in Ausnahmefällen: 
22 Uhr bzw. 23 Uhr) bis 6 Uhr nicht beschäftigt 
werden dürfen, um faßt die nach der derzeit gelten­
den Regelung gebührende Ruhezeit immer einen 
ganzen Wochentag (Zeitraum von 0 Uhr bis 
24 Uhr). Die vorgeschlagene Bestimmung soll 
sicherstellen, daß dies künftig auch bei der 36stün­
digen wöchentlichen Ruhezeit der Fall ist. 

§ 7 Abs.4 Satz 3 enthält eine Neuerung gegen­
über der geltenden Rechtslage. Das Arbeitsruhege­
setz gestattet in gewissen Fällen die Beschäftigung 
des Arbeitnehmers während seiner Wochenruhe. 
Das besondere Schutzbedürfnis schwangerer und 
stillender Mütter rechtfertigt eine das Arbeitsruhe­
gesetz einschränkende Regelung. . Der Entwurf 
sieht vor, daß werdende und stillende Mütter wäh­
rend der Wochenruhe bzw. des Zeitausgleiches für 
Feiertagsarbeit nicht zu Arbeiten herangezogen 
werden dürfen. 

Z 3 des Entwurfes enthält die durch die Neuein­
fügung des Abs. 4 erforderliche Umnumerierung. 
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Textgegenüberstellung 

Entwurf 

§ 6 Abs. 3 

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann das Ari:>eitsinspektorat im Einzelfall die 
Beschäftigung werdender und stillender Mütter im Gastgewerbe bis zweiund­
zwanzig Uhr, bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, öffentlichen 
Schaustellungen, Darbietungen, Lustbarkeiten und in Lichtspieltheatern bis 
dreiundzwanzig Uhr bewilligen, wenn dies aus betrieblichen Gründen notwen­
dig ist und es der Gesundheitszustand der Dienstnehmerin erlaubt. ,Diese Bewil­
ligung darf nur erteilt werden, wenn der Dienstnehmerin im Anschluß an die 
Nachtarbeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden gesi­
chert ist. 

§ 7 Abs. 2 

(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt nicht 
1. für die Beschäftigung bei' Musikaufführungen, Theatervorstellungen" 

öffentliche~ Schaustellungen, Darbietungen', Lustbarkeiten, Filmaufnah­
men, im Gastgewerbe und in Betrieben, in denen ununterbrochen mit 
Schichtwechsel gearbeitet wird, im Rahmen der sonst zulässigen Sonn- und 
Feiertagsarbeit; 

2. für die Beschäftigung in Betrieben, für die Sonn- und Feiertagsarbeit zuge­
lassen ist, wenn die wöchentliche Ruhezeit für die gesamte Belegschaft auf 
einen bestimmten Werktag fällt; 

3. für die Bes,ch~ftigung in Betrieben, für die Sonn- und Feiertagsarbeit zuge­
lassen i$t, wenn im Betrieb insgesamt nicht mehr als fünf Dienstnehmer 
heschäf#gt sind. und außer der werdenden oder stillenden Mutter nur noch 
ein ,Pienstnehmer beschäftigt ist, der eine gleichartige Beschäftigung aus-

j,iben kann., ' 

§ 7 Abs. 3 

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann das Arbeitsinspektorat im Einzelfall 
weitere Ausnahmen bewilligen, w~nn dies aus betrieblichen Gründen unerläßlich 
ist, 

Geltende Fassung 

§ 6 Abs. 3 

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann das Arbeitsinspektorat im Einzelfall die 
Beschäftigung werdender und stillender Mütter im Gast- und Schankgewerbe 
und im Beherbergungswesen bis zweiundzwanzig Uhr, bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen, öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen, Lustbarkei­
ten und in Lichtspieltheatern bis dreiundzwanzig Uhr bewilligen, wenn dies aus 
betrieblichen Gründen notwendig ist und es der Gesundheitszustand der Dienst­
nehmerin erlaubt. Diese Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn der Dienst­
nehmerin im Anschluß an die Nachtarbeit eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindestens elf Stunden gesichert ist. 

§ 7 Abs. 2 

(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt nicht 
1. für die Beschäftigung bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, 

öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen, Lustbarkeiten, Filmaufnah­
men, im Gast-, Schank- und Beherbergungsgewerbe und in Betrieben, in 
denen ununterbrochen mit Schichtwechsel gearbeitet wird, im Rahmen der 
sonst zulässigen Sonn- und Feiertagsarbeit, wenn in der der Sonn- oder 
Feiertagsarbeit folgenden Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens vierundzwanzig Stunden im Anschluß an eine Nachtruhe 
gewährt wird; , 

2. für die Beschäftigung in Betrieben, für die Sonn- und Feiertagsarbeit zuge" 
lassen ist, wenn der Ersatzruhetag für die gesamte. Belegschaft auf einen 
bestimmten Werktag fällt; , 

3. für die Beschäftigung in Betrieben, für die Sonn- und Feiertagsarbeit zuge­
lassen ist, wenn im Betrieb insgesamt nicht mehr als fünf Dienstnehmer 
regelmäßig beschäftigt sind, außer der werdenden oder stillenden Mutter 
nur noch ein Dienstnehmer beschäftigt ist, der eine gleichartige Beschäfti­
gung ausüben kann, und wenn in der der Sonn- oder Feiertagsarbeit fol­
genden Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
vierundzwanzig Stunden im Anschluß an eine Nachtruhe gewährt wird. 

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann cias Arbeitsinspektorat im Einzelfall 
weitere Ausnahmen bewilligen, wenn dies aus betrieblichen Gründen unerläßlich 
ist und wenn in der der Sonn- oder Feiertagsarbeit folgenden Woche einmal eine 
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Entwurf 

§ 7 Abs. 4 

(4) Die Dienstnehmerin hat in der auf die Sonntagsarbeit folgenden Kalender­
woche Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 36 Stunden 
(Wochenruhe), in der auf die Feiertagsarbeit folgenden Woche Anspruch auf 
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden im Anschluß an eine 
Nachtruhe. Die Ruhezeit hat einen ganzen Wochentag einzuschließen. Wäh­
rend dieser Ruhezeit darf die Dienstnehmerin nicht beschäftigt werden: 

§ 7 Abs. 5 

keine Änderung 

Gel t en d e F ass u n g 

ununterbrochene Ruhezeit von m.indestens vierundzwanzig Stunden Im 
Anschluß an eine Nachtruhe gesichert ist. 

§ 7 Abs. 4 

Die Ausnahmen der Abs. 2 und 3 gelten nur, soweit Sonn- und Feiertagsarbeit 
für Dienstnehmerinnen nicht auf Grund anderer Vorschriften verboten ist. , 
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